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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 2. Mai 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r
das Berufungsverfahren keine auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die GewÃ¤hrung einer orthopÃ¤dischen Matratze sowie die
Erstattung von Kosten fÃ¼r die Beschaffung eines elektrischen Pflegebetts in
HÃ¶he von 1.022,58 EUR.

Der 1959 geborene KlÃ¤ger, der bei der Beklagten krankenversichert ist,
beantragte im FrÃ¼hjahr 2000 die GewÃ¤hrung eines elektrischen Pflegebetts mit
orthopÃ¤discher Matratze. Zur BegrÃ¼ndung bezog er sich auf ein Attest des
Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dipl.-Med. Z vom 30. MÃ¤rz 2000, in dem es u.a.
heiÃ�t: Der KlÃ¤ger leide an einem zervikozephalen Syndrom, einem
Zervikobrachial-Syndrom sowie einer Skoliose der BeckenwirbelsÃ¤ule. Zur
Vermeidung fortschreitender Beschwerden werde als flankierende MaÃ�nahme zu
der bereits geleisteten Physiotherapie ein Krankenbett mit Matratze beantragt.
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Mit ihrem â�� eine Rechtsbehelfsbelehrung nicht enthaltenden â�� Bescheid vom
26. April 2000, dessen genaues Zugangsdatum sich nicht feststellen lÃ¤sst, lehnte
die Beklagte diesen Antrag mit der BegrÃ¼ndung ab, das begehrte Hilfsmittel
gehÃ¶re nicht zu den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung, weil es sich
um einen Gebrauchsgegenstand des tÃ¤glichen Lebens handele. Im August 2000
kaufte sich der KlÃ¤ger sodann zum Preis von 2.000,- DM (1.022,58 EUR) ein
elektrisches Pflegebett, das er nach seinen Angaben mit einer geerbten billigen
Schaumstoffmatratze ausstattete, auf der er â�� ebenso wie auf dem gekauften
Pflegebett â�� bis heute schlÃ¤ft.

Am 2. Mai 2001 legte der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 26. April 2000
Widerspruch ein und Ã¼berreichte zur BegrÃ¼ndung ein weiteres Attest des
Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dipl.-Med. Z vom 2. April 2001. Darin fÃ¼hrte der
vorgenannte Arzt aus: Der KlÃ¤ger leide an einer Skoliose der BeckenwirbelsÃ¤ule,
einem zervikalen Bandscheibenschaden mit Radikulopathie, einem chronischen
RÃ¼ckenschmerz, einer Lumboischialgie sowie einer chronischen Bronchitis. Die
GewÃ¤hrung eines Betts mit orthopÃ¤discher Matratze werde empfohlen. Sie
erscheine hilfreich, um weitere klinische Beschwerden zu vermeiden und eine
weitere Verschlechterung des Gesundheitszustands zu verhindern.

Nachdem die Beklagte den KlÃ¤ger mit ihrem Bescheid vom 2. Mai 2001 erneut
abschlÃ¤gig beschieden hatte, legte sie den Fall mit der Bitte um Stellungnahme
zur Notwendigkeit und ZweckmÃ¤Ã�igkeit der beantragten Leistung dem
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung Berlin-Brandenburg e.V. (MDK) vor.
FÃ¼r diesen kam der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die D, der in Begleitung des
OrthopÃ¤dietechnikermeisters K am 16. Mai 2001 bei dem KlÃ¤ger einen
(unangemeldeten) Hausbesuch durchgefÃ¼hrt hatte, in seinem sozialmedizinischen
Gutachten vom 8. August 2001 zu dem Ergebnis: Der KlÃ¤ger leide zwar an einer
sonstigen Spondylose ohne neurologische Erscheinungen. Die Versorgung mit
einem elektrisch verstellbaren Pflegebett mit einer orthopÃ¤dischen Matratze sei
aber medizinisch nicht indiziert. Der KlÃ¤ger, der auf Befragen mitgeteilt habe, dass
er auf einer Couch im Wohnzimmer schlafe, solle sich stattdessen ein regulÃ¤res
Bett besorgen.

GestÃ¼tzt auf dieses Gutachten wies die Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers
mit ihrem Widerspruchsbescheid vom 4. September 2001 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck.

Mit seiner Klage hat der KlÃ¤ger sein Begehren weiterverfolgt und zur
BegrÃ¼ndung eine Vielzahl von Unterlagen verschiedener Ã�rzte aus den Jahren
1997 bis 2001 Ã¼berreicht.

Das Sozialgericht hat die Klage mit seinem Gerichtsbescheid vom 2. Mai 2002
abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der KlÃ¤ger habe
keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung eines elektrischen Pflegebetts mit einer
orthopÃ¤dischen Matratze. Denn abgesehen davon, dass es bereits an einer
Ã¤rztlichen Verordnung im Sinne des Â§ 73 Abs. 2 Nr. 7 des FÃ¼nften Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB V) fehle, seien auch sonst keinerlei Anhaltspunkte dafÃ¼r
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ersichtlich, dass der KlÃ¤ger aus medizinischen GrÃ¼nden mehr als eine
handelsÃ¼bliche Bett-Matratzenkombination benÃ¶tigen wÃ¼rde. Eine solche
Kombination mÃ¼sse sich der KlÃ¤ger jedoch als zum normalen Hausrat gehÃ¶rend
selbst beschaffen oder â�� sollte er bedÃ¼rftig im Sinne des
Bundessozialhilfegesetzes sein â�� von dem dann zustÃ¤ndigen SozialhilfetrÃ¤ger
beanspruchen.

Gegen diesen ihm am 24. Mai 2002 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die
am 24. Juni 2002 bei Gericht eingegangene Berufung des KlÃ¤gers. Zu ihrer
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt der KlÃ¤ger aus: Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts
habe er im FrÃ¼hjahr 2000 neben dem Attest des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin
Dipl.-Med. Z vom 30. MÃ¤rz 2000 auch eine Ã¤rztliche Verordnung dieses Arztes bei
der Beklagten eingereicht. Aus ihr, den Attesten des vorgenannten Arztes vom 30.
MÃ¤rz 2000 und 2. April 2001 sowie allen sonstigen im Klageverfahren
Ã¼bersandten Ã¤rztlichen Unterlagen ergebe sich, dass das beantragte elektrische
Pflegebett mit orthopÃ¤discher Matratze aus medizinischen GrÃ¼nden durchaus
erforderlich sei. Dass der Gutachter des MDK zu einer anderen EinschÃ¤tzung
gelangt sei, stehe dem nicht entgegen. Denn die damalige Begutachtung sei vÃ¶llig
unzureichend gewesen, weil sich der Gutachter auf eine zehnminÃ¼tige
Schnelluntersuchung beschrÃ¤nkt und im Wesentlichen nur fÃ¼r seine ihm
gegenÃ¼ber gemachte Angabe interessiert habe, dass er auf der Couch im
Wohnzimmer schlafe. Diese Angabe, die falsch gewesen sei, habe er seinerzeit nur
deshalb gemacht, weil er Angst gehabt habe, dass die Beklagte ihm die begehrten
Hilfsmittel nicht gewÃ¤hren wÃ¼rde, wenn sie von dem bereits selbst beschafften
Pflegebett und der Schaumstoffmatratze erfÃ¼hre. Das selbst beschaffte Pflegebett
sowie die noch zu gewÃ¤hrende orthopÃ¤dische Matratze kÃ¶nnten nicht dem
normalen Hausrat zugeordnet werden, sondern gehÃ¶rten zu den Hilfsmitteln, fÃ¼r
die die gesetzliche Krankenversicherung leistungspflichtig sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 2. Mai 2002 und den Bescheid
der Beklagten vom 26. April 2000 in der Fassung des Bescheides vom 2. Mai 2001,
beide in der Gestalt des Widerspruchs- bescheides vom 4. September 2001
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm eine orthopÃ¤dische Matratze zu
gewÃ¤hren sowie die Kosten fÃ¼r das selbst beschaffte elektrische Pflegebett in
HÃ¶he von 1.022,58 EUR zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angegriffenen Gerichtsbescheid im Ergebnis fÃ¼r zutreffend.
ErgÃ¤nzend weist sie unter Vorlage von Stellungnahmen des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die D und des Arztes M-C vom 7.Oktober 2002 und 11. November 2002
darauf hin, dass der von ihr nochmals eingeschaltete MDK die gegen die
Begutachtung vom 16. Mai 2001 erhobenen VorwÃ¼rfe zurÃ¼ckgewiesen und
hinsichtlich der beantragten Leistung an seinem negativen Votum festgehalten
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habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte, insbesondere die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten, sowie die den KlÃ¤ger
betreffenden VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage
mit seinem Gerichtsbescheid vom 2. Mai 2002 abgewiesen.

Die Klage, mit der sich der KlÃ¤ger in ihrem Anfechtungsteil zutreffend nicht nur
gegen den Ablehnungsbescheid vom 2. Mai 2001 (in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 4. September 2001), sondern auch gegen den zuvor
erlassenen Ablehnungsbescheid vom 26. April 2000 wendet, ist zwar zulÃ¤ssig.
Denn der Ablehnungsbescheid vom 26. April 2000 ist bei Einlegung des
Widerspruchs am 2. Mai 2001 nach Â§ 35 Abs. 2 Satz 2 des Zehnten Buches des
Sozialgesetzbuches in Verbindung mit Â§ 66 Abs. 1 und 2 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) noch nicht bestandskrÃ¤ftig gewesen, weil sich sein
genaues Zugangsdatum nicht feststellen lÃ¤sst und â�� da er eine
Rechtsbehelfsbelehrung nicht enthielt â�� Widerspruch binnen Jahresfrist eingelegt
werden konnte. Die Klage ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Denn der vorgenannte
Bescheid in der Fassung des im Laufe des Widerspruchsverfahrens erlassenen und
zu seinem Gegenstand gewordenen Bescheid vom 2. Mai 2001, der ebenso wie der
Bescheid vom 26. April 2000 seine endgÃ¼ltige Gestalt durch den
Widerspruchsbescheid vom 4. September 2001 gefunden hat, ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der
KlÃ¤ger hat weder einen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer orthopÃ¤dischen
Matratze noch einen solchen auf Erstattung der Kosten fÃ¼r das von ihm im August
2000 selbst beschaffte elektrische Pflegebett in HÃ¶he 1.022,58 EUR.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r den Anspruch auf Erstattung der Kosten fÃ¼r das selbst
beschaffte elektrische Pflegebett ist Â§ 13 Abs. 3 SGB V. Nach dem heutigen Satz 1
dieser Vorschrift, dem zum 1. Juli 2001 lediglich ein Satz 2 angefÃ¼gt worden ist,
hat die Krankenkasse, wenn sie eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig
erbringen konnte oder eine Leistung zu Unrecht abgelehnt hat, dem Versicherten
die Kosten fÃ¼r die selbst beschaffte Leistung in der entstandenen HÃ¶he zu
erstatten, soweit die Leistung notwendig war. Der Kostenerstattungsanspruch tritt
hierbei an die Stelle eines an sich gegebenen Sachleistungsanspruchs, den die
Kasse infolge eines Versagens des Beschaffungssystems nicht erfÃ¼llt hat. Er kann
deshalb nur bestehen, soweit die selbst beschaffte Leistung ohne Versagen des
Beschaffungssystems als Sachleistung hÃ¤tte erbracht werden mÃ¼ssen. Dies
lÃ¤sst sich hier jedoch nicht feststellen. Grundlage fÃ¼r den durch den
Kostenerstattungsanspruch ersetzten Sachleistungsanspruch ist Â§ 27 Abs. 1 Satz 2
Nr. 3 SGB V in Verbindung mit Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V. Hierbei kann dahinstehen,
ob Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V hinsichtlich des elektrischen Pflegebetts noch in der
Fassung des Gesundheitsreformgesetzes vom 20. Dezember 1988 oder in einer
seiner spÃ¤teren Fassungen Anwendung findet. Denn die Voraussetzungen dieser
Vorschrift sind unabhÃ¤ngig davon, welche Fassung anzuwenden ist, im Fall des
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KlÃ¤gers nicht erfÃ¼llt. Nach ihr haben nÃ¤mlich Versicherte Anspruch auf
Versorgung mit orthopÃ¤dischen Hilfsmitteln nur dann, wenn diese Hilfsmittel im
Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern oder
eine Behinderung auszugleichen (Fassung vom 20. Dezember 1988) oder
(ergÃ¤nzend zu den vorgenannten Zielen) einer drohenden Behinderung
vorzubeugen (eingefÃ¼gt durch Art. 5 des Neunten Buches des Sozialgesetzbuches
vom 19. Juni 2001), soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen sind oder nach Â§ 34
Abs. 4 SGB V ausgeschlossen sind.

Dass das elektrische Pflegebett hier zur ErfÃ¼llung eines der vorgenannten Ziele
erforderlich gewesen ist, ist nicht ersichtlich. Dies ergibt sich zur Ã�berzeugung des
Senats aus dem Gutachten des MDK vom 8. August 2001. In diesem Gutachten ist
der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die D, der den KlÃ¤ger in Begleitung des
OrthopÃ¤dietechnikermeisters K am 16. Mai 2001 zu Hause besucht hat, aufgrund
einer kÃ¶rperlichen Untersuchung des KlÃ¤gers sowie nach Auswertung bei dem
KlÃ¤ger oder dem MDK vorhandener RÃ¶ntgenaufnahmen in sich stimmig und
widerspruchsfrei zu dem Ergebnis gelangt, dass der KlÃ¤ger zwar an einer
sonstigen Spondylose ohne neurologische Erscheinungen leide, jedoch mit einem
regulÃ¤ren Bett ausreichend versorgt sei. Eine regulÃ¤res Bett ist jedoch kein
Hilfsmittel im Sinne des Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB V in Verbindung mit Â§ 33
Abs. 1 Satz 1 SGB V. Es gehÃ¶rt zudem zu den allgemeinen
GebrauchsgegenstÃ¤nden des tÃ¤glichen Lebens, die â�� selbst wenn sie als
Hilfsmittel im Sinne der vorgenannten Vorschriften angesehen werden mÃ¼ssten
â�� nicht vom Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung umfasst
werden. Sie mÃ¼ssen von den Versicherten auf ihre Kosten selbst angeschafft
werden.

Dass die Begutachtung durch den MDK, wie der KlÃ¤ger meint, vÃ¶llig
unzureichend gewesen sei, lÃ¤sst sich nicht feststellen. Es mag sein, dass das
Betrachten des KÃ¶rpers im ausgekleideten Zustand nur etwa 10 Minuten gedauert
hat. Wie der hierzu von der Beklagten gehÃ¶rte Gutachter in seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 7. Oktober 2002 nachvollziehbar ausgefÃ¼hrt hat, hat sich die
Begutachtung jedoch nicht in der Inaugenscheinnahme des KÃ¶rpers im
ausgekleideten Zustand erschÃ¶pft, sondern neben aktiven und passiven
Bewegungstestungen auch die Beobachtung aller sonstigen BewegungsablÃ¤ufe
(wie z.B. das An- und Auskleiden) wÃ¤hrend des gesamten Begutachtungstermins
umfasst. DarÃ¼ber hinaus sind â�� wie sich aus dem Gutachten selbst ergibt â��
beim KlÃ¤ger oder beim MDK vorhandene RÃ¶ntgenaufnahmen betrachtet und
ausgewertet worden.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers fÃ¼hren die von ihm zu den Akten
gereichten medizinischen Unterlagen zu keinem fÃ¼r ihn gÃ¼nstigeren Ergebnis.
Insbesondere rechtfertigen die beiden Atteste des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin
Dipl.-Med. Z vom 30. MÃ¤rz 2000 und 2. April 2001 die Versorgung des KlÃ¤gers mit
einem elektrischen Pflegebett nicht. Mit dem zuerst angefÃ¼hrten Attest hat der
vorgenannte Arzt,der im Ã�brigen Internist und kein OrthopÃ¤de ist, zwar die
GewÃ¤hrung eines Krankenbetts mit Matratze beantragt. Die angegebene
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BegrÃ¼ndung, wonach es sich bei der beantragten Leistung um eine flankierende
MaÃ�nahme zur erbrachten Physiotherapie handeln solle, zeigt jedoch, dass er von
einer zwingenden Indikation nicht ausgegangen ist. Dies belegen auch seine
AusfÃ¼hrungen in dem spÃ¤teren Attest vom 2. April 2001, in dem nur noch von
der GewÃ¤hrung eines Betts mit orthopÃ¤discher Matratze, nicht mehr jedoch von
einem Krankenbett die Rede ist. Zudem hat der vorgenannte Arzt die GewÃ¤hrung
eines solchen Betts auch nur empfohlen und zur BegrÃ¼ndung nicht etwa auf die
medizinische Erforderlichkeit der Leistung hingewiesen, sondern lediglich
ausgefÃ¼hrt, dass die GewÃ¤hrung eines Betts mit orthopÃ¤discher Matzratze
"hilfreich" erscheine, um weitere klinische Beschwerden zu vermeiden und eine
weitere Verschlechterung des Gesundheitszustands zu verhindern.

Vor diesem Hintergrund kann dahinstehen, ob der KlÃ¤ger â�� wie er in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat behauptet hat â�� der Beklagten im
FrÃ¼hjahr 2000 neben dem Attest vom 30. MÃ¤rz 2000 auch eine Ã¤rztliche
Verordnung des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dipl.-Med. Z im Sinne des Â§ 73
Abs. 2 Nr. 7 SGB V vorgelegt hat, aus der sich das zu gewÃ¤hrende Hilfsmittel unter
Angabe der Diagnose und der BegrÃ¼ndung der Indikation genau ergibt. Denn
selbst wenn dies tatsÃ¤chlich der Fall gewesen sein sollte, was der Senat zugunsten
des KlÃ¤gers unterstellt, fÃ¼hrte dies mangels medizinischer Erforderlichkeit des
Hilfsmittels nicht zu einem Anspruch auf Erstattung der Kosten fÃ¼r das selbst
beschaffte elektrische Pflegebett.

Nichts anderes gilt im Hinblick auf den weiterhin geltend gemachten Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer orthopÃ¤dischen Matratze. Da sich der KlÃ¤ger dieses Hilfsmittel
noch nicht selbst beschafft hat, sondern nach seinen Angaben auf einer geerbten
billigen Schaumstoffmatratze schlÃ¤ft, ist Grundlage fÃ¼r den vor diesem
Hintergrund zu prÃ¼fenden Sachleistungsanspruch Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB V
in Verbindung mit Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V in der derzeit geltenden Fassung des
Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung vom 14.
November 2003. Wie hinsichtlich des elektrischen Pflegebetts bereits ausgefÃ¼hrt,
haben Versicherte nach diesen Bestimmungen Anspruch auf Versorgung mit
orthopÃ¤dischen Hilfsmitteln nur dann, wenn diese erforderlich sind, um den Erfolg
der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen
oder eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen oder nach Â§ 34 Abs. 4
SGB V ausgeschossen sind. Wie schon fÃ¼r das elektrische Pflegebett lÃ¤sst sich
indes hier auch fÃ¼r die orthopÃ¤dische Matratze eine Erforderlichkeit im
vorgenannten Sinne nicht feststellen. Auch insoweit folgt der Senat dem
schlÃ¼ssigen Gutachten des MDK vom 8. August 2001, gegen dessen
Verwertbarkeit aus den oben genannten GrÃ¼nden keine Bedenken bestehen.
Ebenso wie hinsichtlich des elektrischen Pflegebetts kann der KlÃ¤ger auch
bezÃ¼glich der orthopÃ¤dischen Matratze aus den von ihm zu den Akten
gereichten medizinischen Unterlagen kein gÃ¼nstigeres Ergebnis herleiten. Auch in
diesem Zusammenhang lÃ¤sst sich vor allem aus den Attesten des Facharztes fÃ¼r
Innere Medizin Dipl.-Med. Z vom 30. MÃ¤rz 2000 und 2. April 2001 die medizinische
Erforderlichkeit einer orthopÃ¤dischen Matratze nicht entnehmen, weil in dem
ersten Attest nur von einer Matratze schlechthin die Rede ist und in dem zweiten
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Attest lediglich eine bloÃ�e Empfehlung zur Versorgung des KlÃ¤gers mit einer
orthopÃ¤dischen Matratze ausgesprochen worden ist. Da der KlÃ¤ger neuere
Atteste nicht vorgelegt hat, hat sich der Senat nicht gedrÃ¤ngt gesehen, zu diesem
Punkt in weitere Ermittlungen einzutreten. Ob eine orthopÃ¤dische Matratze zu den
allgemeinen GebrauchsgegenstÃ¤nden des tÃ¤glichen Lebens gehÃ¶rt und deshalb
nicht nach Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB V in Verbindung mit Â§ 33 Abs. 1 Satz 1
SGB V gewÃ¤hrt werden kann, bedurfte keiner KlÃ¤rung, weil es hier schon an der
medizinischen Erforderlichkeit des begehrten Hilfsmittels fehlt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil ein Grund hierfÃ¼r nach Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegt.

Erstellt am: 30.11.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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